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Gemeinsames Positionspapier der SPD-Kreistagsfraktion, Bedburgs 

Bürgermeister Sascha Solbach, Guido van den Berg MdL und weiteren 

Vertretern der SPD im Rhein-Erft-Kreis 

 

Die Empfehlungen der Kommission für  Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung  machen 

klar, dass der gesellschaftlich gewünschte Ausstieg aus der Braunkohleverstromung sofort bei 

uns in der Region beginnen wird. Die kurzfristig notwendigen Kraftwerksabschaltungen werden 

insbesondere die Standorte Niederaußem und Neurath unmittelbar betreffen. Diese Realität 

macht deutlich, dass ein unmittelbarer Handlungsdruck besteht, damit es bei uns nicht zu einem 

Strukturbruch kommt, sondern wir die Chancen der notwendigen strukturellen Neuaufstellung 

der Region auch nutzen können. 

Der Vorsitzende der SPD-Kreistagsfraktion, Dierk Timm, erklärt dazu: 

„Die Herausforderungen, die vor uns liegen, sind groß, aber ebenso groß sind die Chancen eine 

gute Weichenstellung für unsere Heimat zu schaffen. Dazu müssen wir perfekt aus den 

Startlöchern kommen und gemeinsam die bestehenden Projektideen umsetzen und weitere 

Ideen entwickeln. Die Empfehlungen enthalten viele gute Ansätze, die sich im Wesentlichen aus 

dem großen Antrag der SPD-Landtagsfraktion zum Strukturwandel speisen. Hier ist aber noch 

viel Potential, denn etliche unserer Ideen fehlen im Papier der Kommission. Darüber hinaus 

muss das Generationenprojekt Strukturwandel kontinuierlich von einem 

gesamtgesellschaftlichen Dialog begleitet werden, aus dem sich neue Ideen speisen. Dazu 

gehört auch die erste Strukturkonferenz der SPD-Kreistagsfraktion am kommenden Freitag, mit 

der wir einen stetigen Dialog einleiten wollen.“ 

Gleichzeitig sind die Empfehlungen der Kommission gerade für das Rheinische Revier teilweise 

noch unkonkret. Es besteht noch Bedarf an wichtigen Detailregelungen. Deshalb haben die 

SPD-Kreistagsfraktion gemeinsam mit dem Vorsitzenden SPD-Rhein-Erft, Guido van den Berg 

MdL und weiteren Vertretern der SPD im Rhein-Erft-Kreis eine zwölf Punkte umfassende 

Stellungnahme zu den Empfehlungen der Kommission für  Wachstum, Strukturwandel und 

Beschäftigung  verfasst. 

 

 

 



 

 

Der Vorsitzende der Rhein-Erft SPD, Guido van den Berg MdL, stellt dazu fest: 

„„Im Abschlussbericht der Kommission finden sich bereits viele Vorschläge der SPD für den 

Strukturwandel wieder. Anderes fehlt noch, wo wir nun bei der Umsetzung in Gesetzen und 

Staatsverträgen aufpassen werden. Wichtig ist, dass die wirklich betroffenen Kommunen jetzt 

eine deutlich stärkere Stimme im Prozess erhalten. Und neben dem Bund muss nun das Land 

auch selber zeigen, wie es der Region helfen will. Am Ende geht es darum, dass nicht nur ein 

Deal mit Konzernen gefunden wird sondern, dass ein Deal mit der Region, den Menschen und 

den betroffenen Städten entsteht.“ 

Ein besonderes Augenmerk liegt dabei auf den unmittelbar betroffenen Arbeitnehmern und 

Arbeitnehmerinnen. Alleine der deutlich in Frage gestellte Tagebau Hambach bietet aktuell über 

4.000 Menschen Arbeit. Für diese müssen die Sozialpartner auskömmliche Regelungen finden, 

damit niemand ins Bergfreie fällt. Die Sozialdemokraten wollen aber auch, dass besondere 

Anstrengungen unternommen werden, diese qualifizierten Fachkräfte wieder auf dem 

Arbeitsmarkt unterzubringen.  

Besonders wichtig ist auch, dass die anstehenden gesetzlichen Regelungen und notwendigen 

neuen Genehmigungsverfahren dazu genutzt werden, einen Deal mit der Region 

festzuschreiben. Konkret bedeutet dies vor allem, dass RWE verpflichtet wird, einen Teil seiner 

Kompensationszahlungen hier in der Region zu reinvestieren. Gleichzeitig muss absolut 

sichergestellt werden, dass bei Rekultivierung, Langzeit-Lasten und Rückbauverpflichtungen 

der Konzern in der Verantwortung bleibt und hier nicht am Ende die Allgemeinheit die Zeche 

zahlt.  

Damit der Strukturwandel gelingen kann,  muss endlich dafür gesorgt werden, dass die 

unmittelbar betroffenen Städte intensiv an der weiteren Planung beteiligt werden. Gleichzeitig 

machen die anstehenden Abschaltungen von Kraftwerksblöcken deutlich, dass die Städte nicht 

auf einen neuen Flächennutzungsplan warten können, der frühestens 2025 kommt. Hier 

müssen noch in diesem Jahr Instrumente geschaffen werden, damit Städte wie Elsdorf oder 

Bedburg handlungsfähig bleiben und auf neuen Flächen gute Industriearbeitsplätze schaffen 

können. Auch dazu liegt ein Antrag der SPD-Landtagsfraktion bereits vor. 

Sascha Solbach betont die Bedeutung dieses Punktes: 

„Als Stadt mit dem höchsten Anteil an RWE-Beschäftigten ist Bedburg besonders betroffen. 

Aktuell fehlen uns aber die Flächen auf denen wir gute, neue Arbeit schaffen könnten. Hier 

muss unbedingt kurzfristig was passieren, damit wir handlungsfähig bleiben.“  

 

 

 



 

 

 

Weiter führt Solbach aus, dass auch Kompensationen für den vom Kohleausstieg betroffenen 

Mittelstand eingeplant werden müssen. „Diese Unternehmen sind unser wirtschaftliches 

Rückgrat. Wir sollten also nicht nur Konzernentschädigungen diskutieren, sondern auch 

sicherstellen, dass diese kleinen und mittleren Unternehmen Teil des Wandels sind. Auch 

hierbei würde eine Verpflichtung zur Reinvestition der Konzernentschädigungen helfen. Gerade 

diese Unternehmerinnen und Unternehmer müssen in den Dialog zur Gestaltung des Wandels 

einbezogen werden.“ 

 
Anlage: 
Positionspapier zu den Empfehlungen der WSB-Kommission 
 



 

 

Gemeinsame Stellungnahme  

der SPD-Kreistagsfraktion, Bedburgs Bürgermeister Sascha Solbach, 

Guido van den Berg MdL und weiteren Vertretern der SPD im Rhein-Erft-

Kreis zu den Empfehlungen der WSB-Kommission 

 

1. Grundsätze 

Wir Sozialdemokraten aus dem Rhein-Erft-Kreis begrüßen, dass es der von der 

Bundesregierung eingesetzten Kommission „Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung“ 

gelungen ist, einen Konsens über einen geordneten Ausstieg aus der Kohleverstromung in 

Deutschland zu erzielen. 

Auf Grundlage der ausgehandelten Ergebnisse müssen nun der Bund und die Länder einen 

verlässlichen Rahmen dafür schaffen, dass der anstehende Strukturwandel in den vier 

deutschen Braunkohlerevieren gelingen kann. Dabei müssen vor allem die Belange der 

Arbeitnehmer*innen in der Kraftwerken und Tagebauen berücksichtigt werden. Besonders muss 

auch auf die Interessen der vor Ort betroffenen Kommunen und der Menschen in den Revieren 

eingegangen werden. Darüber hinaus muss auch klar sein, dass diese großangelegte 

Transformation der deutschen Energieversorgung Auswirkungen auf den Industriestandort 

Deutschland haben wird, die verantwortlich behandelt werden müssen.  Für das Rheinische 

Revier heißt das konkret, dass die Städte und Gemeinden deutlich stärker als bisher in die 

Planung und Umsetzung der regionalen Strukturentwicklung eingebunden werden müssen und 

das die regionale Wirtschaft aktiv an der Umgestaltung beteiligt werden muss! 

2. Den Rhein-Erft-Kreis treffen die ersten Auswirkungen! 

Die Kommission empfiehlt der Bundesregierung in ihrem Abschlussbericht bereits bis zum Jahr 

2022 Braunkohlekraftwerke mit einer Kapazität von insgesamt drei Gigawatt abzuschalten. Mit 

Blick auf die Rahmenbedingungen der vier deutschen Braunkohlereviere lässt sich schnell 

erahnen, dass die Abschaltung diese drei Gigawatt zum größten Teil im Rheinischen Revier 

erfolgen wird. Aller Voraussicht nach wird davon in besonderer Weise die Kraftwerksstandorte 

Niederaußem und Neurath betroffen sein und der Tagebau Hambach. 

Die zu erwartenden Abschaltungen von Kraftwerksblöcken und die Änderungen im Betrieb des 

Tagebaus Hambach werden schon in den nächsten Jahren viele tausend Arbeitsplätze 

betreffen. Hier besteht eine besondere Handlungsverpflichtung gegenüber den betroffenen 

Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen und den besonders betroffenen Städten. 



 

 

 

3. Wir brauchen eine gemeinsame Strategie! 

In Anbetracht dieser Tatsache wird die Notwendigkeit einer gemeinsamen Strategie deutlich, 

wie der Strukturwandel vor Ort konkret gestaltet werden soll. Eine lange, oft leider 

unabgestimmte Liste mit Projektvorschlägen reicht hier nicht aus! 

Wir brauchen stattdessen ein integriertes Konzept zur regionalen Strukturentwicklung. Dort 

müssen endlich konkrete Entwicklungsziele ausformuliert und anschließend priorisiert werden. 

Daraus wiederum müssen Meilensteine abgeleitet und transparente Kriterien für die 

Entwicklung und Bewertung von Projektideen entwickelt werden. Abschließend muss auf dieser 

Grundlage ein zielgerichteter Katalog mit konkreten Maßnahmen entstehen, der als Leitfaden 

für die Umsetzung des Strukturwandels im Rheinischen Revier bildet. 

4. Gemeinsame Regionalentwicklung in der die betroffenen Kommunen stark vertreten 

sind! 

Die angestrebte regionale Strukturentwicklung braucht eine effektive Arbeitsstruktur. Dazu ist 

eine Institution notwendig, die sowohl über Entscheidungs- als auch über 

Durchsetzungskompetenzen verfügt. Insbesondere muss dies für die Bereiche der 

Strategieentwicklung, der Mittelvergabe und der operative Realisierung der Entwicklungsziele 

innerhalb der Region gelten.  

Wir fordern deshalb den Ausbau der Zukunftsagentur Rheinisches Revier zu einer regionalen 

Entwicklungsagentur mit hoher Kompetenz bei der Unterstützung der Kommunen für 

Fördermitteleinwerbung.  Diese Entwicklungsagentur darf nicht für politische Machtspiele oder 

als Quelle von Versorgungsposten missbraucht werden.  

Die vom Strukturwandel betroffenen Kommunen sind durch einen neu einzurichtenden 

„Kommunalen Beirat“ deutlich intensiver als bisher in die Ausarbeitung eines regionalen 

Konsenses innerhalb der ZRR einzubeziehen. Weder der Zweckverband Aachen, noch der 

Köln-Bonn e.V., oder die Metropolregion Rheinland können diese Aufgabe übernehmen. Wir 

müssen den Kommunen eine Stimme geben, wo die von den jetzt anstehenden Veränderung 

betroffenen Bergleute und Kraftwerkerinnen und Kraftwerker leben. 

Daher braucht es ein Gremium derjenigen Kommunen, die direkt die Auswirkungen des 

Kohleausstiegs zu spüren bekommen! Wir fordern die betroffenen Städte und Gemeinden auf, 

sich nicht gegenseitig ausspielen zu lassen, sondern stattdessen die interkommunalen 

Absprachen zu intensivieren und eine regionale Kooperation stärker in den Fokus des 

zukünftigen Handelns zu rücken! Ein hervorragendes Beispiel dafür ist das Rheinische Sixpack,  



 

 

 

 

in dem sich Bedburg, Bergheim, Elsdorf, Jüchen, Grevenbroich und Rommerskirchen 

zusammengeschlossen haben. 

5. Absicherung der Arbeitnehmer 

Für die SPD haben die Interessen der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in den Kraftwerken 

und Tagebauen höchste Priorität. Sowohl die Bundesregierung als auch das RWE sind den 

Menschen gegenüber in der Pflicht, zeitnah Maßnahmen zu ergreifen und zu finanzieren, die 

sicherstellen, dass niemand im Zuge des Kohleaussteigs ins Bergfreie fällt.  

Unter dem Schlagwort der Fachkräftesicherung verstehen wir nicht bloß die Zahlung von 

Ausgleichsmitteln an die aktuelle Mitarbeiterschaft. Es muss auch um die Sicherung der 

Ausbildungsmöglichkeiten gehen und um die Weitervermittlung von Beschäftigten auf dem 

regionalen Arbeitsmarkt. Die hervorragend ausgebildeten Facharbeiter sollten nicht einfach  auf 

Staatskosten aufs Sofa gesetzt werden.  Hierzu müssen im Rhein-Erft-Kreis die Kräfte und 

Kompetenzen von Unternehmen und Gewerkschaften gebündelt werden. Nur gemeinsam kann 

ein verlässlicher und zukunftsorientierter Rahmen geschaffen werden, der zum einen 

Ausbildungskapazitäten sichert und die Qualifizierung von Arbeiternehmer*innen ausbaut und 

zum anderen eine ambitionierte Strategie zur regionalen Fachkräftesicherung entwickelt und 

umsetzt. In diesem Zusammenhang sind sowohl der Bund als auch das Land in der Pflicht, die 

hieraus entstehenden Maßnahmen auskömmlich zu finanzieren! 

6. Mitverantwortung des RWE sicherstellen 

Sollte RWE Entschädigungszahlungen durch den Staat erhalten, müssen diese an eine 

Kapitalbindung für die Region gekoppelt werden. Der Konzern muss verpflichtet werden eine 

bestimmte Quote seiner Kompensationszahlungen wieder hier im Revier zu reinvestieren, wo 

über viele Jahrzehnte die Grundlage des Konzernerfolgs war. Wir wollen dass die RWE AG als 

ein produktives Unternehmen auch künftig dem Revier verbunden bleibt und mit der 

Reinvestitions-Quote einen Teil seiner Zukunfts-Investments bewusst hier bündelt. 

Darüber hinaus müssen für die Rekultivierung und die „Langzeit-Lasten“ Regelungen getroffen 

werden, die für die Region weder finanzielle, noch anderweitige Nachteile zur Folge hat. Dies 

gilt auch für eine Verpflichtung zum zügigen Rückbau stillgelegter Kraftwerksblöcke. Die im 

Zuge des Braunkohleausstiegs zu treffenden Regelungen dürfen nicht dazu führen, dass sich 

der Konzern seiner Verpflichtungen entzieht. Die Anwohnerinnen und Anwohner aus dem 

Umfelde der Tagebaue haben in den zurückliegenden Jahrzehnten genug persönliche 

Beeinträchtigungen ertragen. 



 

 

 

7. Faktor Zeit 

Es gibt unmittelbare Zusammenhänge zwischen der „Ausstiegsgeschwindigkeit“ aus den 

bestehenden Betriebsplänen und der Zeitspanne, die für einen gelingenden Strukturwandel im 

Rheinischen Revier zur Verfügung steht. Aus diesem Grund muss es ebenso einen 

unmittelbaren Zusammenhang zwischen der Höhe der finanziellen Unterstützung für das 

Rheinische Revier und den reduzierten Laufzeiten der hiesigen Tagebaue und Kraftwerke 

geben.  

Das bedeutet konkret, dass vor allem dort, wo nun von den bisher gültigen Zeitplänen 

abgewichen wird, auch zuerst und umfassend der Strukturwandel finanziell unterstützt werden 

muss. Je weniger Zeit für den Wandel vor Ort zur Verfügung steht, desto höher müssen die 

Hilfsleitungen für die betroffene Region sein! 

8. Schnelle Sichtbarkeit der Maßnahmen 

Die Kommission skizziert einen Ausstiegspfad, der insbesondere das Rheinische Revier vor 

große Herausforderungen stellt. Um die Akzeptanz vor Ort zu erhöhen und die 

„Endzeitstimmung“ in den Tagebau-Kommunen entgegenzuwirken, muss das vorgesehene 

Sofortprogramm allem voran die Kommunen auskömmlich finanziell unterstützen, die vom 

Kohleausstieg zuerst betroffen sind.  

Dazu gehört für uns auch, dass zügig realisierbare „Leuchtturm-Projekte“ schnellstmöglich von 

Bund und Land finanziert werden. Das würde die Chancen des Strukturwandels für die 

Menschen vor Ort sofort sichtbar werden zu lassen. Der Strukturwandel ist auch eine große 

Chance für die Region. Dies muss den Menschen überzeugend durch die rasche Realisierung 

neuer Perspektiven nahegebracht werden. Der Strukturwandel muss mit den Menschen vor Ort 

geschehen! 

9. Wir brauchen Sonderregelungen für die betroffenen Kommunen! 

Wenn bis zum Jahr 2022 massiv Kraftwerkskapazitäten im Rheinischen Revier abgeschaltet 

werden, bleiben nicht mal mehr drei Jahre, um vor Ort auf diesen Wandel zu reagieren. Der 

Faktor Zeit ist deshalb vielleicht noch entscheidender für das Gelingen des Strukturwandels als 

der Faktor Geld. Bund und Land müssen aus diesem Grund unverzüglich Maßnahmen auf den 

Weg bringen, die Planungs- und Genehmigungsverfahren für die Kommunen im Rheinischen 

Revier deutlich und sofort spürbar beschleunigen!  

Analog dazu fordern wir auch das Land und die Bezirksregierung auf, für diejenigen Städte und 

Gemeinden, die besonders und unmittelbar vom Strukturwandel betroffenen sind,  



 

 

 

 

Sonderregelungen im Hinblick auf den Flächennutzungsplan zu entwickeln. Diese Kommunen 

können mit ihrer Flächenentwicklung nicht warten, bis 2025 ein neuer Regionalplan in Kraft tritt! 

10. Neue Wertschöpfungsketten mit Nachdruck anschieben 

Die Kommission unterstreicht in ihrem Kriterienkatalog für einen gelingenden Strukturwandel die 

Notwendigkeit zur Entwicklung neuer Wertschöpfungsketten. Für den Rhein-Erft-Kreis ist es von 

entscheidender Bedeutung, einen Handlungsrahmen auszuarbeiten, der die Entwicklung von 

neuen Wertschöpfungsketten ermöglicht, die auf bereits bestehenden Kompetenzen der Region 

aufbauen. Hier müssen vor allem die vor Ort vorhandenen industriellen und 

forschungsbasierten Strukturen berücksichtigt werden.  

Darüber hinaus brauchen wir ausgewählte Keimzellen für die Schaffung von neuer 

Wertschöpfung in einer Zeit nach der Braunkohle. Für den Rhein-Erft-Kreis stellen ausgewählte 

Leitprojekte wie etwa den Ausbau des Wirtschaftsstandorts : terra nova, der Mobilitätshafen 

Kerpen, die zügige Realisierung des aus dem virtuellen Kraftwerk in Heppendorf 

hervorgehenden Operation Centers „Infrastruktur Energie Sicherheit Innovation (IESI) zum 

Aufbau eines intelligenten regionalen Energiemanagements sowie die Zukunftsinitiative 

Kohlenstoff NRW mit der Stärkung des Forschungsstandorts Niederaußem einen gut sichtbaren 

und spürbaren Einstieg in einen für die Region erfolgreichen Ausstieg aus der 

Kohleverstromung.  

11. Mithaftung Land und Bund 

Sowohl der Bund als auch das Land Nordrhein-Westfalen müssen sich in einem öffentlich-

rechtlichen Vertrag dazu verpflichten, den Strukturwandel im Rheinischen Revier langfristig zu 

unterstützen. Die Verpflichtung zur Förderung der unterschiedlichen Strukturwandel-

Maßnahmen gibt den vom Kohleausstieg betroffenen Kommunen die dringend benötigte 

Planungssicherheit. 

Die durch diesen Vertrag entstehende Mithaftung von Bund und Land stärkt darüber hinaus 

auch den gesamtgesellschaftlichen Konsens und unterstreicht die Tatsache, dass die 

Energiewende nunmehr als ein wirtschaftliches, ökologisches und soziales Projekt definiert 

wird. 



 

 

 

 

12. Ausblick 

Nordrhein-Westfalen ist ein Industrieland. Dies verdanken wir gerade auch den Beschäftigten in 

den Kohlerevieren. Wir erwarten daher von der Bundes- und Landesregierung, dass diese die 

Empfehlungen der Kommission in einer Weise umsetzt, die den Industriestandort NRW nicht 

gefährdet. In diesem Zusammenhang sind die von der Kommission benannten Kriterien für 

einen gelingenden Strukturwandel ausdrücklich zu begrüßen. Sie müssen der Maßstab für alle 

politischen Entscheidungen werden.  

Strukturwandel heißt für uns nicht, dass industrielle Strukturen abgebaut, sondern dass diese 

weiterentwickelt werden, um gute und tariflich abgesicherte Arbeitsplätze zu erhalten. Bund und 

Land müssen hierfür langfristige und auskömmliche Investitionen bereitstellen, die ein 

regionales Wirtschaftswachstum ermöglichen.  

Vor Ort müssen sich alle politischen Verantwortlichen spätestens jetzt über ihre Verantwortung 

bewusst sein. Es gibt keinen schwarzen, grünen, gelben oder roten Strukturwandel. Es gibt nur 

einen gelingenden Strukturwandel, oder einen Strukturbruch, mit dem Verlust von 

Arbeitsplätzen, Wertschöpfung und Wohlstand.  

In diesem Sinne erwarten wir, dass alle gemeinsam im Rhein-Erft-Kreis  an einem Strang 

ziehen. Die Herausforderung Strukturwandel bietet auch eine enorme Chance unsere Heimat in 

eine gute Zukunft zu steuern. 

Packen wir es gemeinsam an! 
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